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Rechtsberatung VSAV
Kindesvermögen

Sachverhalt und Fragestellung

Ein 16-jähriger Jugendlicher, für den eine kombinierte Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 1/325 ZGB besteht und dessen Vater verstorben ist,  lebt seit August 2003 in einer stationären Einrichtung. Die Unterhaltskosten werden aus verschiedenen Renten (Halbwaisenrente, BVG-Rente, Zusatz-IV-Rente Mutter) bestritten. Bei Ausgaben von total ca. Fr. 6'000.- monatlich bleibt ein Fehlbetrag von Fr. 1'500.- der bis jetzt nach Sozialhilferecht als Unterstützungs-leistung bezahlt wurde. Die gesamten, bisher von der Sozialhilfe geleisteten Beiträge belaufen sich auf ca. Fr. 20'000.-
Zusätzlich zu den Renten steht  aus Versicherungsleistungen ein Betrag von ca. Fr. 40'000.- zur Verfügung, der jedoch bis jetzt nicht herangezogen wurde. Die Sozialbehörde verlangt nun vom Beistand rückwirkend die Bezahlung der bis heute geleisteten Unterstützungsbei-träge aus dem Kindesvermögen. Der Beistand möchte über eine Reserve von Fr. 5'000.- verfügen können und erkundigt sich, ob die rückwirkende Einforderung von Unterstützungs-leistungen zulässig sei.
Erwägungen

Renten irgendwelcher Provenienz haben regelmässig Unterhalts(ersatz)funktion und sind deshalb zum Unterhalt des Kindes heranzuziehen (vgl. Art. 285 Abs. 2). Abfindungen (Art. 288), Schadensersatz (Art. 41 OR) und ähnliche Leistungen mit Unterhaltsersatzcharakter fallen ins Kindesvermögen. Nach der Regel von Art. 319 Abs. 1 dürfte nur deren Ertrag zur Bestreitung der Kosten von Unterhalt, Erziehung und Ausbildung herangezogen werden. Indes haben Kapitalleistungen Unterhaltsersatzfunktion, weshalb sie für die entsprechenden laufenden Bedürfnisse in angemessenen Teilbeträgen verbraucht werden dürfen (BSK-Breitschmid Art. 320 N 1).
Zur Bestimmung der Quoten, die sie dem Kapital periodisch zum laufenden Verbrauch entnehmen, sind die Eltern im Rahmen ihrer Verwaltungsaufgabe befugt…. Sie haben dies nach pflichtgemässem Ermessen unter konkreter Würdigung der Umstände (voraussichtliche Dauer des Unterhaltes, Reserve für grössere Auslagen usw.) zu tun (a.a.O N 2)

Für den Beistand nach Art. 325 ZGB gelten die gleichen Vorschriften wie für die Eltern.
Schlussfolgerungen

Im vorliegenden Fall geht es um Kapitalleistungen aus einer Versicherung des verstorbenen Vaters. Es handelt sich somit eindeutig um Kindesvermögen mit Unterhaltsersatzfunktion  gemäss Art. 320 Abs. 1, das von den Eltern und hier vom Beistand ohne jegliche Mitwirkung der Vormundschaftsbehörde für den Unterhalt des Kindes verwendet werden darf. 

Falls dieses Kapital bereits im Zeitpunkt der Platzierung zur Verfügung stand und in der Zwischenzeit ein Teil des Unterhalts durch die Sozialhilfe „vorfinanziert“ wurde, ist auch nichts dagegen einzuwenden, Aufwändungen rückwirkend aus diesem Kapital zu bestreiten. Angesichts des Alters des Jugendlichen und der Tatsache, dass noch über mehrere Jahre Unterhaltskosten anfallen werden und die Mutter sich daran offenbar kaum beteiligen kann, sollte allerdings eine angemessene „Reserve“ unangetastet bleiben, so dass später anfallende ausserordentliche Unterhaltskosten daraus bestritten werden könnten. Angesichts der relativ hohen laufenden Unterhaltskosten und des zur Verfügung stehenden Kapitals scheint der vom Beistand beantragte Betrag von Fr. 5'000.- angemessen.

Falls jedoch die Kapitalleistung erst zu einem Zeitpunkt anfiel, in dem bereits Sozialhilfe geleistet wurde, könnte diese lediglich unter dem Titel „Rückerstattung von Sozialhilfe“ gemäss kantonalem Sozialhilfegesetz geltend gemacht werden. Die meisten Sozialhilfegesetze verzichten auf Rückerstattung von Unterstützungsgeldern, die während der Unmündigkeit eines Sozialhilfeempfängers geleistet wurden.
Luzern, 18. August 2005 

Christoph Häfeli

